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Schiedsgerichtsbarkeit und Justiz
Wenn der Zivilkammer des Stadtbezirksgerichts Berlin- 
Mitte die Klage eines ausländischen Unternehmens ge­
gen einen DDR-Betrieb wegen einer im Ausland ent­
standenen Verbindlichkeit vorgelegt wird, so hat sich 
das Gericht unabhängig von der Prüfung seiner inter­
nationalen Zuständigkeit III bereits bei der Vorberei­
tung der Verhandlung mit dem Phänomen der Schieds­
gerichtsbarkeit (Arbitrage) auseinanderzusetzen. Bei 
jeder aus der Außenwirtschaft herrührenden Streitig­
keit liegt die Vermutung nahe, daß Schiedsrichter hier­
über verhandeln und entscheiden sollen. Der Richter 
wird also darauf achten, ob nicht in der Klageerwide­
rung oder an anderer Stelle die Einrede erhoben wird, 
„daß die Entscheidung des Rechtsstreits durch Schieds­
richter zu erfolgen habe“ (§ 274 Abs. 1 Ziff. 3 ZPO). 
Die Folgen einer solchen Einrede wollen wir hier nicht 
näher betrachten. Sie unterscheidet sich nicht wesentlich 
von anderen sog. prozeßhindernden Einreden. I'll 
Aber ist es überhaupt richtig, auf das Vorbringen ei­
ner solchen Einrede zu warten? Diese Frage läßt sich 
nicht ohne weiteres mit ja oder nein beantworten. Es 
kommt nämlich darauf an, ob zur Begründung der Zu­
ständigkeit von Schiedsrichtern der aus der ZPO be­
kannte Weg eingeschlagen oder ob dieses Ergebnis ge­
wissermaßen unter Umgehung der ZPO herbeigeführt 
wird. Der erste Weg erlaubt es dem Richter, die Reak­
tion des Verklagten abzuwarten. Man muß mit der er­
wähnten Einrede rechnen und sich bei der Vorbereitung 
der Verhandlung darauf einstellen. Im zweiten Fall 
muß aber der Richter schon zu diesem Zeitpunkt selbst 
aktiv werden. Er hat die Streitparteien sofort darüber 
aufzuklären, daß sie sich zur Wahrung ihrer Rechte un­
verzüglich an das zuständige Schiedsgericht zu wenden 
haben. Was hier verboten ist — das Warten auf die Ein­
rede nach § 274 Abs. 1 Ziff. 3 ZPO und die Prüfung der 
Schiedsgerichtsvereinbarung (Schiedsklausel) —, ist im 
ersten Fall geboten. Was dort verboten ist, nämlich sich 
erforderlichenfalls über den Willen der Streitpartner 
hinsichtlich des ihnen am zweckmäßigsten erscheinen­
den Organs für die Entscheidung des Streits hinweg­
zusetzen, wird hier ausdrücklich vom Richter verlangt. 
Wie helfen wir dem Richter aus diesem Dilemma? 
Kehren wir zum Ausgangspunkt zurück: Die erste 
Durchsicht der Klageschrift ergibt, daß der erhobene 
Anspruch aus einem Vertrag im Bereich des Außen­
handels, der internationalen wissenschaftlich-techni­
schen Zusammenarbeit oder eines anderen Gebiets der 
Außenwirtschaft herrührt. Jetzt gilt es zu beachten, daß 
in den letzten Jahren für einen außerordentlich um­
fangreichen Teil dieser Außenwirtschaftsbeziehungen 
ganz neuartige Regelungen geschaffen worden sind, die 
sowohl materiellrechtlichen wie auch verfahrensrecht­
lichen Charakter haben: Wir meinen die im Rahmen 
des RGW erarbeiteten Rechtsvorschriften für den Au­
ßenhandel, für Montagearbeiten, für technischen Kun-. 
dendienst und Seetransportangelegenheiten. Ill

Zur Bedeutung Allgemeiner Bedingungen für Außen­
wirtschaftsbeziehungen der RGW-Mitgliedsländcr

Die für außenwirtschaftliche Beziehungen der RGW— 
Mitgliedsländer geltenden Rechtsvorschriften nennen 
sich zwar Allgemeine Bedingungen, aber diese Bezeich-
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nung entspricht nur sehr unvollkommen dem Wesen 
und dem politisch-rechtlichen Rang der Regelungen. 
Es handelt sich nämlich um zwischen der DDR und den 
anderen Mitgliedsländern des RGW auf völkerrechtliche 
Weise zustandegekommene Rechtsnormen, die eigens 
zum Zweck der Regelung der Besonderheiten der Ver­
tragsbeziehungen auf dem Gebiet der internationalen 
wirtschaftlichen und wissenschaftlich-technischen Zu­
sammenarbeit geschaffen worden sind.
Diese Rechtsvorschriften sind nicht etwa das Ergebnis 
einer Rechtsvereinheitlichung (Unifikation). Von An­
fang an ging es nicht darum, die sich auf Außenhandels­
kaufverträge usw. beziehenden Normen unseres BGB 
bzw. HGB, des ZGB der RSFSR, des polnischen ZGB 
usw. zu vereinheitlichen. Das Ziel bestand nicht darin, 
die Unterschiede zwischen den nationalen Zivilgesetz­
büchern zu vermindern, zu beseitigen und zumindest 
teilweise übereinstimmende nationale Zivilgesetzbücher 
(allgemeines Recht) zu schaffen. Schon der Ansatzpunkt 
für die juristischen Aktivitäten des RGW liegt über dem 
Niveau der nationalen Gesetzgebung. Der Widerspruch 
zwischen dem ökonomisch bedingten internationalen 
Charakter der zu regelnden Beziehungen der wirtschaft­
lichen Zusammenarbeit der RGW-Staaten und der not­
wendigerweise jetzt und auch in Zukunft nationalstaat­
lichen Konzeption der Zivilgesetzbücher — und ebenso 
der wirtschaftsrechtlichen Regelungen — läßt sich nicht 
durch diese oder jene Veränderung der Zivilrechtsnor­
men lösen. Notwendig ist vielmehr eine dem Wesen der 
Wirtschaftsbeziehungen der RGW-Staaten adäquate 
Regelung: international einheitliche, spezielle Rechts­
vorschriften, die direkt zur Anwendung kommen und 
nicht auf dem mittelbaren Wege kollisionsrechtlicher 
Verweisung. Solche Rechtsnormen sind die Allgemeinen 
Bedingungen.
Mit 110 Bestimmungen sind die Allgemeinen Bedin­
gungen für Warenlieferungen zwischen den Organisatio­
nen der Mitgliedsländer des RGW vom 1. Juni 1968 
(ALB/RGW 1968) schon ein Kodex für sich. /4/ Daß sie, 
gemessen an den ständig steigenden Anforderungen der 
sozialistischen Wirtschaftsintegration, bereits jetzt nicht 
mehr ganz ausreichen, daß — vor allem durch die Bei­
spielwirkung der jahrelang erfolgreich angewendeten 
Allgemeinen Bedingungen für Warenlieferungert von 
1958 (AB/RGW 1958) — das Bedürfnis nach Schaffung 
ähnlicher Spezialregelungen für andere Bereiche der 
Wirtschaftsbeziehungen geweckt wurde, ist ohne 
weitere Begründung verständlich. Die Richtung der wei­
teren Aktivitäten der Mitgliedsländer des RGW auf 
dem Gebiet der Vervollkommnung der Rechtsgrundla­
gen der Zusammenarbeit ist durch das gemeinsam er­
arbeitete und auf der XXV. Tagung des RGW beschlos­
sene Komplexprogramm festgelegt. 15/ An seiner Ver­
wirklichung wird intensiv gearbeitet.
In der DDR machen die 110 Bestimmungen der ALB/ 
RGW 1968 für ihren Anwendungsbereich BGB und HGB 
fast überflüssig. Die Zivilgesetzbücher aller Mitglieds­
länder des RGW sind durch § 110 ALB/RGW 1968 und
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